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Die Schulpflege der Gemeinde B. kündigte im Oktober 2013 das
Anstellungsverhältnis mit der Lehrperson A. unter Einhaltung
einer Kündigungsfrist von drei Monaten auf den 31. Juli 2014.
Ab  November  2013  bis  Juli  2014  war  A.  grösstenteils
krankgeschrieben. In der Folge stellte sich die Lehrperson auf
den Standpunkt, dass das Anstellungsverhältnis aufgrund der
längeren Arbeitsunfähigkeit auf den nächsten Kündigungstermin
zu  erstrecken  sei  und  stellte  die  entsprechenden
Lohnforderungen.  Das  angerufene  Verwaltungsgericht  stützte
jedoch die Auffassung der Schulpflege, im vorliegenden Fall
sei  die  Sperrfrist  bereits  abgelaufen  gewesen,  als  die
Kündigungsfrist zu laufen begonnen habe und wies die Klage
deshalb ab.

A.  Urteil  des  Verwaltungsgerichts  des
Kantons Aargau

1. Sachverhalt
A.  war  seit  dem  1.  Februar  2011  als  Lehrperson  an  einer
Sekundarschule im Kanton Aargau angestellt. Mit Schreiben vom
28. Oktober 2013 kündigte die Schulpflege der Gemeinde B. aus
organisatorischen  Gründen  das  Anstellungsverhältnis  mit  A.
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten auf
den  31.  Juli  2014  (Ende  Schulhalbjahr).  Gemäss
Anstellungsvertrag und Gesetz war eine Kündigung nur jeweils
auf das Ende eines Schulhalbjahres möglich.

In der Folge war A. vom 28. November bis 20. Dezember 2013,
vom 6. bis 20. Januar 2014 sowie vom 8. Februar bis 5. Juli
2014 vollumfänglich sowie vom 5. bis 18. Juli 2014 teilweise
(60%) arbeitsunfähig. Ab dem 19. Juli 2014 war er wieder voll

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/recht/2017/04/beginn-der-sperrfrist-bei-ueberlanger-kuendigungsfrist
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/recht/2017/04/beginn-der-sperrfrist-bei-ueberlanger-kuendigungsfrist


arbeitsfähig.

A. stellte sich auf den Standpunkt, während der dreimonatigen
Kündigungsfrist  krank  gewesen  zu  sein,  weshalb  die
Kündigungsfrist  durch  die  Arbeitsunfähigkeit  unterbrochen
worden sei. Die Kündigung sei deshalb erst auf den nächsten
Kündigungstermin (31. Januar 2015) wirksam geworden.

Dementsprechend  verlangte  er  Lohnfortzahlung  bis  zum  31.
Januar 2015. Die Schulpflege argumentierte demgegenüber, dass
das Anstellungsverhältnis per 31. Juli 2014 beendet worden
sei; die durch Krankheit ausgelöste Sperrfrist von 90 Tagen
habe bereits am 28. November 2013 zu laufen begonnen und Mitte
April 2014 geendet. Die Sperrfrist sei somit zu Beginn der
Kündigungsfrist bereits abgelaufen gewesen, weshalb sie keinen
Einfluss auf die Kündigungsfrist gehabt habe.

Nach  durchgeführtem  Schlichtungsverfahren  reichte  A.  beim
Verwaltungsgericht des Kantons Aargau gegen die Gemeinde B.
Klage ein.

2. Erwägungen
In  seinen  Erwägungen  hielt  das  Verwaltungsgericht  zunächst
fest,  dass  die  Kündigungsfrist  gemäss  bundesgerichtlicher
Rechtsprechung  durch  Rückrechnung  zu  bestimmen  sei.  Die
Kündigungsfrist beginne nicht mit dem Zugang der Kündigung zu
laufen, sondern sei durch Rückrechnung vom Endtermin aus zu
bestimmen (BGE 134 III 354, Erw. 2. F.). Die Schulpflege der
Gemeinde  B.  habe  das  Anstellungsverhältnis  mit  A.  mit
Schreiben  vom  28.  Oktober  2013  auf  den  31.  Juli  2014
gekündigt, womit die dreimonatige Kündigungsfrist am 1. Mai
2014 zu laufen begann und am 31. Juli 2014 geendet habe (Erw.
2.3).

Als  nächstes  prüfte  das  Verwaltungsgericht  den  Beginn  der
Sperrfrist gemäss § 7 Abs. 1 des Gesetzes über die Anstellung
von Lehrpersonen (GAL; SAR 411.200) vom 17. Dezember 2002 in
Verbindung mit Art. 336c Abs. 1 lit. b des Schweizerischen



Obligationenrechts (OR; SR 220) vom 30. März 1911. Dabei kam
das  Gericht  zum  Ergebnis,  dass  die  Sperrfrist  nach  dem
Wortlaut  von  Art.  336c  Abs.  2  OR  mit  Eintritt  der
Arbeitsunfähigkeit beginne. Diese Bestimmung diene jedoch in
erster Linie dem Arbeiternehmerschutz, weshalb fraglich sei,
ob die grammatikalische Auslegung von Art. 336c Abs. 2 OR
tatsächlich  dem  rechtsverbindlichen  Sinn  der  Bestimmung
entspreche.  Da  Arbeitnehmer  im  öffentlich-rechtlichen
Arbeitsverhältnis aber nach Ansicht des Gerichts bereits über
einen  ausreichenden  Schutz  aufgrund  guter  Bedingungen
betreffend  Lohnfortzahlung  bei  Krankheit  oder  Unfall  und
betreffend  Kündigungsterminen  verfügen  würden,  sei  die
grammatikalische Auslegung von Art. 336c Abs. 2 OR auch mit
dem Sinn und Zweck dieser Bestimmung vereinbar. Eine Auslegung
gegen den Wortlaut sei nicht angebracht.

Im  vorliegenden  Fall  sei  die  Sperrfrist  damit  bereits
abgelaufen, als die Kündigungsfrist zu laufen begonnen habe.
Das Anstellungsverhältnis habe somit am 31. Juli 2014 geendet.

B. Bemerkungen
Das  Verwaltungsgericht  hatte  im  vorliegenden  Fall  bei  der
Entscheidfindung zwei Varianten zu prüfen:

Die Sperrfrist gemäss Art. 336c OR beginnt stets mit1.
Eintritt der Arbeitsunfähigkeit unabhängig davon, ob die
Kündigungsfrist  bereits  zu  laufen  begonnen  hat  oder
nicht.
Die Sperrfrist gemäss Art. 336c OR beginnt mit Eintritt2.
der Arbeitsunfähigkeit. Falls die Arbeitsunfähigkeit vor
Beginn  der  Kündigungsfrist  eingetreten  ist,  beginnt
letztere erst mit der Kündigungsfrist.

Das Verwaltungsgericht hat sich schliesslich nach Auslegung
von § 7 Abs. 1 GAL i.V.m. Art. 336c Abs. 2 OR für die Variante
1  entschieden.  Die  Auslegung  hat  das  Ziel,  den
rechtsverbindlichen  Sinn  eines  Rechtssatzes,  über  dessen



Tragweite Unklarheiten bestehen, zu ermitteln. Auslegung ist
dort notwendig, wo der Gesetzeswortlaut nicht klar ist, oder
wo Zweifel bestehen, ob ein scheinbar klarer Wortlaut den
wahren Sinn der Norm wiedergibt (Ulrich Häfelin / Georg Müller
/  Felix  Uhlmann,  Allgemeines  Verwaltungsrecht,  7.  Auflage,
Zürich 2016, N 175).

Ausgangspunkt  jeder  Auslegung  bildet  der  Wortlaut  der
Bestimmung. Ist der Text nicht ganz klar und sind verschiedene
Interpretationen möglich, so muss nach seiner wahren Tragweite
gesucht  werden  unter  Berücksichtigung  aller
Auslegungselemente. Abzustellen ist dabei namentlich auf die
Entstehungsgeschichte der Norm, ihren Zweck, auf die dem Text
zu Grunde liegenden Wertungen sowie auf die Bedeutung, die der
Norm  im  Kontext  mit  anderen  Bestimmungen  zukommt.  Das
Bundesgericht hat sich bei der Auslegung von Erlassen stets
von  einem  Methodenpluralismus  leiten  lassen  und  nur  dann
allein  auf  das  grammatische  Element  abgestellt,  wenn  sich
daraus zweifelsfrei die sachlich richtige Lösung ergab (vgl.
BGE 133 V 10 f.).

Verweist  ein  öffentlich-rechtliches  Personalgesetz  für
einzelne  Bereiche  auf  privatrechtliche  Bestimmungen  (wie
beispielsweise  §  7  GAL,  wonach  für  die  Beendigung  des
Anstellungsverhältnisses  die  Bestimmungen  des
Obligationenrechts anwendbar sind), führt dies dazu, dass die
privatrechtliche Norm als öffentliches Recht angewendet wird.
Dies  ist  auch  bei  der  Auslegung  dieser  Bestimmungen  zu
beachten.

Das  Verwaltungsgericht  wandte  neben  der  grammatikalischen
Auslegung auch die teleologische Auslegung (die Frage nach dem
Sinn und Zweck einer Rechtsnorm) an. Gestützt darauf hielt es
fest,  dass  das  Ergebnis  der  grammatikalischen  Auslegung  –
wonach  die  Sperrfrist  stets  mit  der  Arbeitsunfähigkeit  zu
laufen beginne – im öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis
mit  dem  Arbeitnehmerschutz  (Ergebnis  der  teleologischen
Auslegung)  vereinbar  sei,  da  der  Arbeitnehmerschutz  bei



solchen  Arbeitsverhältnissen  durch  andere  Bestimmungen
(besserer Lohnfortzahlungsanspruch) ausreichend gewährleistet
wird. Bei einem privatrechtlichen Anstellungsverhältnis müsste
sich das beurteilende Gericht von anderen Überlegungen leiten
lassen. Diese sind jedoch nicht Teil des vorliegenden Urteils.

C. Fazit
Das  besprochene  Urteil  ist  im  Ergebnis  richtig.  Ein
Arbeitgeber,  der  einen  Arbeitnehmer  frühzeitig  über  die
Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  informiert,  soll  nicht
dadurch  «bestraft»  werden,  dass  dem  Arbeitnehmer  eine
zusätzliche Sperrfrist eingeräumt wird. Das Ergebnis kann für
den Arbeitgeber zwar einen gewissen Anreiz darstellen, die
Kündigung  möglichst  früh  auszusprechen;  dies  ist  aber
hinzunehmen. Die frühzeitige Kündigung liegt auch regelmässig
im Interesse des Arbeitnehmers, da ihm auf diese Weise mehr
Zeit für die Stellensuche zur Verfügung steht.


